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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
 
1.0 Baulichen Nutzung  

Für den gesamten Bebauungsplan gilt: 
 

1.1 Die Grundflächenzahl (GRZ) beträgt 0,30. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB,        
§16 BauNVO 

1.2 Die Grundstücksgröße beträgt mindestens 600 m². § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB 

1.3 Die Grundstücksfläche je Wohnung beträgt mindestens 450 m². § 9 Abs. 1 Nr. 
6 BauGB 

2.0 Waldschutzstreifen  
 Auf dem Waldschutzstreifen sind Wohnhäuser unzulässig.  

Dicht stehender und leicht entzündlicher Bewuchs sind ebenfalls 
unzulässig. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 
10 BauGB 

 
 

HINWEISE 
1. Der Bebauungsplan besteht aus der vorstehenden Planzeichnung und den textli-

chen Festsetzungen. Die Planzeichnung enthält neben dem Geltungsbereich nur 
zwei zeichnerische Festsetzungen (Schutzfläche und Baugrenzen auf westlicher 
Teilfläche).  

2. Da der Bebauungsplan Nr. 35 „Westerfelde West“ keine Festsetzungen zu öffent-
lichen Verkehrsflächen enthält und nur in einem Teilbereich überbaubare Grund-
stücksflächen festsetzt, handelt es sich gemäß § 30 Abs. 3 BauGB um einen soge-
nannten "einfachen Bebauungsplan". 

3. Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB erstellt. Er 
enthält deshalb keine Umweltprüfung. 

4. Rechtsgrundlagen für die Erstellung dieses Bebauungsplanes sind das Baugesetz-
buch (BauGB) in der Neubekanntmachung vom 23.09.2004, der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 sowie der Planzeichenverordnung (PlanzV) 
vom 18.12.1990 in der jeweils aktuellen Fassung.  
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BEGRÜNDUNG 
1.0 Anlass und Ziel der Planung 
Die Flächen des Plangebietes sind bereits seit mehreren Jahrzehnten bebaut. Die öf-
fentlichen Verkehrsflächen sowie die Bebauung erfolgte überwiegend auf der 
Grundlage des Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 12 "Westerfeld 2", der aber nicht zur 
Rechtskraft gebracht wurde. Insofern ist dieser Bereich als sogenannter unbeplanter 
Innenbereich einzustufen. Neue Bauvorhaben sind damit aufgrund des § 34 BauGB 
"Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile" zu 
beurteilen. 

Um eine unverhältnismäßige Nachverdichtung in diesem relativ homogenen Bau-
gebiet zu vermeiden, den Grundeigentümern eine größere Rechtssicherheit zu ge-
ben und eine städtebaulich geordnete Entwicklung sicher zu stellen, wird nun ein 
einfacher Bebauungsplan (§ 30 BauGB) aufgestellt, der zumindest wesentliche 
Grundzüge des alten Bebauungsplanentwurfs aufgreift und rechtlich sichert.  

Da es sich um bereits bebaute Flächen handelt, die Erschließung vorhanden ist und 
der sich aus der vorhandenen Eigenart der Umgebung ergebende Zulässigkeits-
maßstab nicht verändert wird, wird der Bebauungsplan nach dem vereinfachten 
Verfahren gemäß § 13 BauGB aufgestellt.     

Ziel der Planung ist die Wahrung des Gebietscharakters, wobei mit wenigen Festset-
zungen die wesentlichen Vorgaben des ehemaligen Bebauungsplanentwurfs ange-
halten werden.   
 

2.0 Planinhalt 
Mit der Festsetzung von Grundflächenzahl (GRZ), Mindestgrundstücksgröße und  
Mindestgrundstücksfläche je Wohneinheit wird ein Rahmen für die Baudichte ge-
schaffen, der eine übermäßig hohe Verdichtung verhindert, dem Nachbarschutz 
Rechnung trägt und eine flächenhafte Versickerung des Regenwassers auf dem je-
weiligen Baugrundstück noch ermöglicht, vorausgesetzt die Bodenverhältnisse lassen 
die Versickerung zu.  

Die festgesetze Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3  und die Mindestgrundstücksgröße 
von 600 m² entsprechen den Werten des ehemaligen Bebauungsplanentwurfs. Sie 
sind für Reppenstedt angemessen. Kleinere Grundstücke sind nur bei einer Doppel-
haus- bzw. Reihenhausbebauung üblich. Im Osten des Plangebietes südlich der Stra-
ße 'Im Westerfelde' stehen acht Doppelhäuser, die mit etwa 540 m² die festgesetzte 
Mindestgrundstücksgröße geringfügig unterschreiten. Sie genießen jedoch Bestands-
schutz. 

Mit Ausnahme der Doppelhäuser existierten im Plangebiet ausschließlich freistehen-
de Einfamilienhäuser. Dieser Charakter soll im Wesentlichen beibehalten werden, 
weshalb auch eine Mindestgrundstücksfläche je Wohnung festgesetzt wird. Diese be-
trägt 450 m² je Wohneinheit. Eine zweite Wohneinheit ist also nur zulässig, wenn das 
Grundstück mindestens 900 m² groß ist.  

Bei Ausnutzung der Mindestgrundstücksgröße von 600 m² ist mit der geltenden GRZ 
0,3 eine maximal überbaubare Grundfläche von 180 m² möglich, was eine großzügi-
ge Grundrissgestaltung ermöglicht. Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie 








